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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 103. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 29. September 1955 


1. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


Ist es richtig, daß die zum Straßentransport 
von Eisenbahngüterwagen und anderen Schwer- 
gütern verwendeten sogenannten Kulemeyer- 
Wagen der Deutschen Bundesbahn von dieser 
in eigener Zuständigkeit ohne Mitwirkung 
der Straßenverkehrsbehörden zugelassen wer- 
den, obgleich die Kulemeyer- Wagen, insbe- 
sondere bei Zusammenkoppelung mehrerer 
Einheiten, die in der Straßen-Verkehrs-Zu- 
lassungsordnung erlaubten Höchstmaße weit 
überschreiten und die Flüssigkeit des Straßen- 
verkehrs stark beeinträchtigen? 


2. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


3. Abgeordneter 

Amholz 


Wie viele Verstöße gegen gesetzliche und tarif- 
rechtliche Bestimmungen hat die Bundesan- 
stalt für den Güterkraftverkehr bis jetzt 
festgestellt? 

Wie viele dieser Verstöße und Zuwiderhand- 
lungen wurden den zuständigen Behörden 
der Länder mit dem Ersuchen um Anwen- 
dung der Straf- und Bußvorschriften des 
Güterkraftverkehrsgesetzes zugeleitet? 

In wie vielen Fällen ist tatsächlich eine Geld- 
buße ausgesprochen worden? 

Trifft es zu, daß auf Beschluß des Präsidiums 
des Europarates Reden, Anträge usw. nur 
dann ins Deutsche übersetzt werden, wenn 
die Bundesrepublik die Kosten dafür trägt, 
und wie ist gegebenenfalls ein solcher Be- 
schluß begründet worden? 


4. Abgeordneter Wie lange beabsichtigt der Herr Bundespost- 
Kahn-Ackermann minister noch in kleineren Gemeinden eine 
zusätzliche Gebühr von 60 Dpf für die Zu- 
stellung von Telegrammen und Eilbriefen zu 
erheben? 
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5. Abgeordneter 

Corterier 


6. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


7, Abgeordneter 

Dr. Menzel 


8. Abgeordneter 

Dr. Menzel 


9. Abgeordneter 

Amholz 


Durch welchen Umstand sieht der Herr 
Bundesminister bei den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen diese Mehrbelastung für die Post- 
kunden in kleineren Gemeinden gerechtfer- 
tigt? 

Ist der Herr Bundesminister bereit, diese 
Gebühr in absehbarer Zeit in Wegfall zu 
bringen ? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 
daß an deutschen Grenzübergangsstellen Kon- 
trollmitteilungen über diejenigen Reisenden 
angefertigt werden, die mit Kraftfahrzeugen 
die Grenze überschreiten, und daß diese Mit- 
teilungen den Veranlagungs-Finanzämtern der 
betreffenden Reisenden übersandt werden? 

Billigt der Herr Bundesfinanzminister solche 
Maßnahmen oder was gedenkt er zu tun, um 
in Zukunft diese unwürdige Art der Über- 
wachung zu verhindern? 

Ist es richtig, daß Telefonämter der Bundes- 
republik mit Ausnahme von Hamburg Ge- 
spräche aus Moskau nicht annehmen? 

Hat der Herr Bundesaußenminister in Verfolg 
seiner Erklärung vor dem Bundestag vom 
6. Juli 1955 inzwischen festgestellt, ob die 
französischen und britischen Staatsbürger den 
gleichen Beschränkungen hinsichtlich des Post- 
und Fernmeldegeheimnisses unterworfen sind 
wie die deutschen Staatsbürger, um die Sicher- 
heit der in Großbritannien und Frankreich 
stationierten fremden Truppen zu gewähr- 
leisten ? 

Worauf beruht die Annahme der Bundesre- 
gierung, daß bei der jetzigen Lage in der 
Bundesrepublik die Voraussetzungen des 
Artikels 5 des Generalvertrages vorliegen, 
d. h. daß die Sicherheit der alliierten Truppen 
in einem Maße gefährdet sei, daß die Bun- 
desregierung einer Verletzung des Post- und 
Fernmeldegeheimnisses glaubt zustimmen zu 
müssen? 

Welche Maßnahmen sind von dem Herrn 
Bundesminister für Wohnungsbau und den 
obersten Baubehörden der Länder auf Grund 
des erschütternden Ergebnisses der Prüfungen 
des Gütestandes von Mauersteinen ergriffen 
oder in Vorbereitung, um die Gefährdung 



10. Abgeordneter 
Rösing 


1 1 . Abgeordneter 
Amholz 


12, Abgeordneter 
Bock 


13. Abgeordneter 
Ritzel 


der Sicherheit der Bauten und die Beeinträch- 
tigung ihrer Lebensdauer zu verhindern, und 
in wie vielen Fällen sind strafrechtliche Fol- 
gerungen, und in welchem Ausmaße gezogen 
worden ? 

Welche Bedenken bestehen seitens des Fierrn 
Bundesministers für das Post- und Fernmel- 
dewesen, für die zum Raum der vorläufigen 
Bundeshauptstadt Bonn gehörenden selbstän- 
digen Gemeinden unter Beibehaltung der 
Ortsbezeichnung auf dem Poststempel die 
Ortsgebiihren für Briefe und Telefongespräche 
einzuführen ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Bars 
und Nachtlokalen Tiere (z. B. Affen oder 
Papageien) ausgestellt werden, und halt sie 
diese Art von Werbung für tragbar mit 
Rücksicht darauf, daß die Tiere stellenweise 
in dunstigen, tabakrauchgeschwängerten und 
durch grelles Licht erleuchteten Räumen bei 
lärmender Musik in widernatürlichen Lebens- 
umständen gehalten und u. a. auch ihrer Ruhe 
beraubt werden, ähnlich den Methoden, mit 
deren fiilfe berüchtigte Polizeiorgane totali- 
tärer Regierungen Menschen quälten oder 
noch drangsalieren — oder ist die Bundes- 
regierung bereit, darauf hinzuwirken, daß 
alsbald alle Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, diese Abart von Tierquälerei zu ver- 
hindern, und welche Schritte werden gege- 
benenfalls unternommen werden? 

Ist nach der Meinung des Herrn Bundes- 
ministers des Innern in absehbarer Zeit mit 
einer Vermehrung der Richterstellen beim 
Bundesverwaltungsgericht zu rechnen, damit 
die Rückstände, die schon fast zwei Jahre 
betragen, sich nicht weiter anhäufen? 

Bis wann sind endlich die seit zwei Jahren 
in Vorbereitung befindlichen Richtlinien für 
die Bemessung der Nutzungsvergütungen für 
beschlagnahmte forstwirtschaftliche Grund- 
stücke zu erwarten? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
bekannt, daß das Fehlen dieser Richtlinien 
die Erledigung berechtigter Ansprüche be- 
nachteiligter Gemeinden verhindert, und was 
gedenkt der Herr Bundesminister zu tun, 
um diesem Mißstand schleunigst zu begegnen? 



14. Abgeordnete 
Frau Nadig 


15. Abgeordnete 
Frau Nadig 


16. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


17. Abgeordneter 

Dewald 


18. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frau 
Oberregierungsrat Hampel vom Bundesmini- 
sterium für gesamtdeutsche Fragen den Auf- 
trag auf Bespitzelung der Frau Professor 
Faßbinder erteilte? 

Aus welchen Haushaltsmitteln wurde der 
Spitzel Frau Hübler bezahlt? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um zu verhindern, daß Aufträge auf Bespit- 
zelung eines Staatsbürgers von einem Bundes- 
ministerium erteilt werden können? 

Wie ist der Alkoholausschank in den Gast- 
stätten an der Autobahn mit dem Gesetz 
zur Sicherung des Straßenverkehrs zu ver- 
einbaren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu ver- 
anlassen, daß den Gaststätten an der Auto- 
bahn mit Rücksicht auf die Verkehrssicherheit 
die Alkoholkonzession entzogen wird? 

Wie ist die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
vor den Bundestagswahlen 1953 in der Ham- 
burger Ernst-Merck-Halle vom 21. April 1953, 
daß die vom Präsidenten Eisenhower am Tage 
der Abreise des Kanzlers aus den USA mit- 
geteilte Beendigung des Beschlagnahmever- 
fahrens gegenüber deutschem Eigentum eine 
Rettung deutschen Auslandsvermögens von 
mindestens 100 Mio Dollar bedeute, vereinbar 
mit der jetzigen Verlautbarung aus Washington, 
daß aus der Verwertung von in den Ver- 
einigten Staaten immer noch beschlagnahmten 
deutschen Vermögen auch im 1. Halbjahr 1955 
ein Erlös von 11 Mio Dollar erzielt werden 
konnte ? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
lungen mit dem Oberkommando der ameri- 
kanischen Streitkräfte in Deutschland zu er- 
reichen, daß in den Monaten Mai bis Oktober 
sogenannte Felddienstübungen und Manöver 
unterbleiben, durch die der deutschen Land- 
wirtschaft ständige und schwere Schäden zu- 
gefügt werden, oder zum mindesten darauf 
hinzuwirken, daß diese Übungen nur auf den 
dafür vorgesehenen Truppenübungsplätzen 
abgehalten werden? 

Wie hoch war das gesamte Vermögen der 
sozialen Rentenversicherung am 31. Dezember 
1954 — gegliedert nach Hauptpositionen der 



19. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


20. Abgeordneter 

Eschmann 


21. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


Vermögensanlagen und des Barvermögens 
der einzelnen Sparten — , und mit welchem 
Vermögenszuwachs wird etwa für das Jahr 
1955 gerechnet? 

Wie erklärt es sich, daß nach der versiche- 
rungstechnischen Bilanz der Rentenversicherung 
am 31. Dezember 1953 Erstattungsansprüche 
der Rentenversicherungsträger nach § 90 des 
Bundesversorgungsgesetzes in einer Höhe von 
über 940 Mio DM noch nicht erfüllt waren, 
und was ist zur Verwirklichung dieser An- 
sprüche unternommen worden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Bundesrepublik bei vielen Öffentlichen und 
festlichen Veranstaltungen Landes-, Stadt-, 
Kirchen- oder Schützenfahnen gezeigt werden, 
viel weniger aber die Bundesfarben Schwarz- 
Rot-Gold? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß es hier bei weiten Bevölkerungskreisen 
leider an echten Beziehungen zur demokra- 
tischen Form unseres neuen Staates fehlt, und 
was gedenkt die Bundesregierung von sich 
aus zu tun, um diese in der Öffentlichkeit 
zumindest niclit gut aussehenden Verhältnisse 
zu bessern und auf dieser rein äußerlichen 
Ebene ein besseres, innigeres Gefühl in der 
Bevölkerung zu ihrem Staat zu wecken? 

Entspricht die „Aufstellung über Witwen- 
renten” in den „Mitteilungen für Frauen” 
der Industriegewerkschaft Metall den Tat- 
sachen, wonach die Witwenrente einer 
Ministerialdirektorswitwe ohne Kinder und 
ohne eine Untersuchung auf Arbeitsfähigkeit 
1070 DM im Monat beträgt, während nach 
der bundcsstatlstischen L-Untersuchung die 
Durclischnittswitwcnrente einer Invaliden witwe 
nur 56,50 DM im Monat beträgt? 

Ist die Mitteilung „Wohin steuert die an- 
gekündigte Sozialreform?” im „Handelsblatt” 
richtig, nach der der Herr Bundesminister für 
Finanzen es „für notwendig und unvermeid- 
lich hält, die Bedürfnisprüfung bei der Ge- 
währung solcher Sozialleistungen, die ohne 
versicherungsrechtlichc Deckung unmittelbar 
aus Steuermitteln gegeben werden, einzu- 
führen” ? 

Ist beabsichtigt, aus dieser Auffassung, wenn 
sie den Tatsachen entspricht, eine allgemeine 



22. Abgeordnete 

Frau Meyer-Laule 


23. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


24. Abi’eordnerer 
Ritzel 


25. Abgeordnete 

Frau Meyer-Laule 


26. Abgeordneter 
Ritzel 


Schlußfolgerung zu ziehen und auch bei den 
überhöhten Pensionen eine soldic Bedürfnis- 
prüfung vorzunehmen oder eine Höchtsgrenze 
von 500 DM im Monat fcstzusetzen, um 
dadurch Millionenbeträge aus öffentlichen 
Stcuermitteln einzusparen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung dem Um- 
stand zu begegnen, daß Kraftfahrer, denen 
Schäden durch Wildwechsel entstehen, nach 
den geltenden Bestimmungen der Kraftfahr- 
zeug-Haftpflichtversicherung keinen Schaden- 
ersatz beanspruchen können ? 

Sind Erwägungen von der Bundesregierung 
angestellr worden, die Me rischen sch langen an 
d:m Postämtern an Rentenzahltagen zu ver- 
kleinern ? 

Ist daran gedacht, wenigstens den über 70 
Jahre alten Sozialrentnern und in stärkerem 
Maße als bisher den Körperbehinderten die 
Rente durch den Postboten ins Haus bringen 
zu lassen, wie es ln den Jahren von 1933 
bis 1945 üblicli war und heute in der 
sowjetisch besetzten Zone geschieht? Ist er- 
wogen worden, ähnlich wie bei einem Teil 
der Kindergeldzahlungen durch die Familien- 
ausgicichskassen Zahlungsbescheide auszugeben 
und so die Sparkassen zur Auszahlung der 
Sozialrenten mir. heranzuziehen ? 

Ist der Herr Bundesvcrkchrsminister bereit, 
Maßnahmen zu ergreifen, um statt der ver- 
wirrenden und irreführenden Vielfalt der zur 
Zeit gebräuchlichen Richtungszeichen an 
Kraftfahrzeugen eine einheitliche und ein- 
wandfreie Regelung herbeizuführen ? 

Ist es richtig, daß auf einigen aus den USA 
in die Bundesrepublik eingeführten Spielwaren 
das Hakenkreuz angebracht ist? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um das Anbringen und Verbreiten 
der Symbole des Dritten Reiches zu ver- 
hindern ? 

Sind dem Bundesverkehrsministerium die 
Absichten der Deutschen Bundesbahn bekannt, 
die dahinzielen, entgegen den früheren Ver- 
sprechungen eine erhebliche Verschlechterung 
der Bundesbahnverbindungen auf der Strecke 
Frankfurt - Basel im Winterfahrplan 1955/56 
cinzuführen ? 



27. Abgeordneter 
Kortmann 


28. Abgeordneter 
Dr. Bücher 


29. Abgeordneter 
Wehr 


30. Abgeordneter 
Faller 


31. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


32. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


Was wird das Bundesverkchrsministerium 
tun, um die Durchführung dieser Absicht zu 
verhindern ? 

Ist es dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß die für den Badeverkehr mit den 
ostfriesischen Inseln während der ßadesaison 
eingesetzten Sonderschnellzüge (sogenannte 
Badezüge) durchweg aus Wagen älterer bzw. 
ältester Bauart zusammengesetzt waren? 

Ist der Herr Bundesministcr bereit, auf die 
Bundesbahn einzuwirken, daß für das kom- 
mende Jahr die Ausstattung der Züge den 
berechtigten Ansprüdien des reisenden Pub- 
likums angepaßt wird, damit ein wirksames 
Angebot für den Reiseverkehr mit den Nord- 
seebädern durch die Bundesbahn erzielt wird? 

Ist cs richtig, daß die Finanz Verwaltung es 
in einigen Fällen mit Billigung des Bundes- 
finanzministers ablehnt, Urteile des Stcuer- 
gcrichts, auch des Bundesfinanzhofes und 
des früheren Obersten Finanzgerichtshofes, 
anzuwenden ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sichcrzustellcn, daß das aus verwesten Fischen 
gewonnene Ocl nicht als Rohstoff zur Her- 
stellung von Speisefetten zur menschlichen 
Ernährung verwendet wird? 

Was sagt das Bundesfinanzministerium dazu, 
daß ein Oberfinanzpräsidium die Ausgabe 
neuer Merkblätter für die Kraftfahrzeugsteuer 
ablehnt mit der Begründung, die noch vor- 
handenen 80 000 Stück müßten erst aufge- 
braucht werden, trotzdem sie den erfolgten 
Änderungen nicht Rechnung tragen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Tomaten 
und andere Früchte vom Großhandel zuneh- 
mend mit gesundheitsschädlichen, besonders 
die Schilddrüse schädigenden Chemikalien ge- 
spritzt werden, um eine längere Haltbarkeit 
und ein schöneres Aussehen zu erzielen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen Mißsiand abzu stellen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung den immer 
zahlreicher werdenden Fällen von Lebens- 
mittelverfälschung aller Art durdi Gesetz- 
gebungsmaßnahmen — z. B. bei Konserven 
durch schärfere Auszeichnungspflicht über den 
Inhalt — entgegen zu wirken? 



33. Abgeordneter Ist die in der Fragestunde des Deutschen 
Dr. Stammberger Bundestages vom 21. Oktober 1954 von 
Herrn Staatssekretär Bleek auf meine Anfrage 
hin angekündigte Vorschrift in den allge- 
meinen Teil der Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien inzwischen aufgenommen worden 
— wonach im Schriftverkehr mit Privatper- 
sonen von der Höflichkeitsanrede und von 
der üblichen Schlußformel Gebrauch gemacht 
werden soll, wenn der Inhalt des Schreibens 
dies angebracht erscheinen läßt oder wenn 
das zu beantwortende Schreiben eine ent- 
sprechende Anrede enthält — , und warum wird 
sie im Falle ihres bereits erfolgten Erlasses 
nicht überall angewandt? 



